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1 Räumlicher Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ 
umfasst eine Fläche von 1,29 ha. Das Plangebiet liegt östlich des Mescheder 
Zentrums. Es besteht aus den Flurstücken 971, 973, 982, 984 (teilweise) und 986 
(teilweise) der Flur 9, Gemarkung Meschede-Stadt. Es wird folgendermaßen begrenzt: 

Im Norden:  Oberkante der Böschung der Wald- und Wiesenflächen östlich des 
Grundstücks Briloner Straße 41 zum Mühlengraben. 

Im Osten:  Westliche Grenze des Flurstücks 429. 

Im Süden:  Nördliche Grenze der Straßenparzelle der Briloner Straße inkl. 
Seitenstreifen bis in einem Abstand von 4 m östlich der vorhandenen 
Garagen auf dem Grundstück Briloner Straße 41. 

Im Westen:  Parallele Linie im Abstand von 4 m östlich der vorhandenen Garagen 
auf dem Grundstück Briloner Straße 41 von der Briloner Straße bis zur 
Oberkante der o.g. Böschung. 

Das Plangebiet wird heute im westlichen Teil durch Einzelhandel, Stellplätze und einen 
Erschließungsstich baulich genutzt. Im östlichen Teil steht Vegetation auf. 

Das Plangebiet liegt unmittelbar nördlich der Briloner Straße, über die es erschlossen 
ist. Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt durch die Bushaltestelle Briloner Straße. 

Westlich und südlich finden sich Wohnnutzungen, während nördlich – auf der anderen 
Seite des Mühlengrabens – Gewerbenutzungen anschließen. 
 

2 Anlass, Erfordernis und Ziele der Planung 
Der Eigentümer des im Plangebiet ansässigen Netto-Marktes plant eine Erweiterung 
des bestehenden Einzelhandelsbetriebes von heute 950 qm incl. Bäcker und Fleischer 
auf zukünftig 1.200 m² Verkaufsfläche. 

Beabsichtigt sind eine traufseitige Erweiterung des Marktes zur Optimierung der 
Verkaufsraumbreite sowie eine optische Aufwertung der Fassade mit 
lichtdurchflutetem Eingangsbereich. Die Erforderlichkeit der Erweiterungsmaßnahme 
wird durch den Antragsteller im Wesentlichen wie folgt begründet: 

 Als ehemaliger PLUS-Markt entspricht sowohl die Verkaufsfläche als auch die 
Raumkonzeption des vorhandenen Netto-Marktes nicht den aktuellen 
handelstechnischen Erfordernissen der Netto Marken-Discount AG & Co. KG. 

 Die Erweiterung und optische Aufwertung soll die Anforderungen an einen 
modernen Nahversorgungsstandort erfüllen und den Standort langfristig 
sichern. Mit der langfristigen Sicherung des Standortes ist eine Verlängerung 
des Mietverhältnisses mit der Netto Marken-Discount AG & Co. KG verbunden. 

 Die geplante Erweiterung ist unter anderem durch den wachsenden 
Flächenbedarf einer hygienisch korrekten Pfandflaschenrücknahme (Glas- und 
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PE Flaschen) bedingt, da die Leergutrücknahme im Laufe der letzten Jahre 
einem stetigen Flächenzuwachs unterlag und somit einen wachsenden 
Platzbedarf aufweist. 

 Zur Standortsicherung und somit zur Sicherung der Versorgungsaufgabe ist 
eine erweiterte und den heutigen Gegebenheiten angepasste Verkaufsfläche 
erforderlich, die es ermöglicht, neben breiteren Gängen auch die Regalhöhen 
zu reduzieren. 

 Die breiteren Gänge sind neben der Übersichtlichkeit der demografischen 
Entwicklung geschuldet, um Personen mit einem Handicap den Einkauf 
komfortabler gestalten zu können und auf deren Bedürfnisse eingehen zu 
können. 

 Die Reduzierung der Regalhöhen soll in diesem Zusammenhang die 
Übersichtlichkeit zusätzlich verbessern. 

 In dem Gemeinschaftsbereich von Bäcker und Fleischer soll eine 
gastronomische Imbissfläche eingerichtet werden. 

Für den Bereich des heutigen Netto-Marktes ist der in den Jahren 2004/2005 
aufgestellte Bebauungsplan Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ rechtskräftig. 
Dieser sollte unter anderem die Ansiedlung eines entsprechenden 
Lebensmittelmarktes am Standort erstmalig planungsrechtlich sichern bzw. die 
Zulässigkeit der maximalen Verkaufsfläche sortimentsspezifisch festsetzen. Nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplans sind maximal 950 qm Verkaufsfläche zulässig. 

Im Augenblick ist für den Markt eine Verkaufsfläche von 832 qm bauaufsichtlich 
genehmigt, inkl. Bäcker und Fleischer sind es 950 qm. Um langfristig am Markt 
bestehen zu können, ist nach den Aussagen der Betreiber und der 
Verträglichkeitsuntersuchung eine Erweiterung notwendig. 

Sowohl nach den Aussagen des Nahversorgungskonzeptes für die östlichen Stadtteile 
der Kreis- und Hochschulstadt Meschede (der Standort wird als 
„Nahversorgungsstandort Südost“ eingestuft) als auch nach den Ergebnissen einer 
Untersuchung zur städtebaulichen Verträglichkeit ist das Erweiterungsvorhaben 
hinsichtlich des Einzelhandels geeignet, die Nahversorgung zu sichern ohne zentrale 
Versorgungsbereiche zu gefährden. Der zentrale Versorgungsbereich ist ca. 1 km 
entfernt und ihn betreffende Umsatzumverteilungen werden in der 
Verträglichkeitsuntersuchung mit lediglich 3 bis 4 % beziffert. 

Die Bereitstellung einer funktionierenden Lebensmittelnahversorgung ist ein 
entscheidender Bestandteil der Daseinsvorsorge. Aus städtebaulicher Sicht ist das 
Erweiterungsvorhaben zu begrüßen.  

Zur Verwirklichung ist die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 139 erforderlich, da die 
festgesetzten Verkaufsflächenbegrenzungen die Erweiterung des bestehenden 
Marktes nicht zulassen. Ziele der Planung sind: 

 Sicherung und Ausbau der Nahversorgungsfunktion des 
Nahversorgungsstandortes Südost, 
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 Schutz zentraler Versorgungsbereiche durch Verkaufsflächenobergrenzen, 

 Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede, des Nahversorgungskonzeptes für die östlichen Stadtteile der 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede und des regionalen Konzeptes zum 
Schutz der zentralen Versorgungsbereiche. 

Im Ergebnis soll durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 das notwendige 
Planungsrecht geschaffen werden, um das Erweiterungsvorhaben umsetzen zu 
können. Insgesamt kann die Planung sowohl aus Sicht der städtischen Entwicklung als 
auch aufgrund planungsrechtlicher Anforderungen begründet werden, so dass eine 
städtebauliche Erforderlichkeit gem. § 1 (3) BauGB zweifelsfrei vorliegt.  
 

3 Verfahren 
Am 15.12.2016 hat der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede einen 
Grundsatzbeschluss über die Erweiterung des Netto-Marktes und über die 
Vorbereitung des erforderlichen Bauleitplanverfahrens gefasst. 

Gemäß § 13a BauGB wird der Bebauungsplan Nr. 139 im beschleunigten Verfahren 
geändert. Dies ist möglich, wenn ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, die Nachverdichtung oder für andere Maßnahmen der Innenentwicklung 
aufgestellt wird. Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall zweifelsfrei gegeben. 

Es handelt sich um die Erweiterung eines bestehenden Einzelhandelsbetriebes. 
Dessen Standort ist durch den Bebauungsplan Nr. 139 in seiner Ursprungsfassung 
bereits als Sondergebiet beplant und wird durch den Baukörper und Stellplatzanlagen 
vollständig genutzt. Das Erweiterungsvorhaben ist geeignet, die Nahversorgung im 
östlichen Teil Meschedes zu verbessern und so auch über den eigentlichen 
Vorhabenbereich hinaus zur Innenentwicklung beizutragen.  

Der in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannte Schwellenwert von 20.000 m² Grundfläche 
im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO wird mit der vorliegenden Planung unabhängig von 
den Festsetzungen zur zulässigen Grundfläche nicht erreicht, da die Plangebietsgröße 
des gesamten Ursprungsplans Nr. 139 lediglich ca. 12.900 m² beträgt. 

Durch die Änderung des Bebauungsplans wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, 
nicht vorbereitet oder begründet. Zwar besteht für großflächige Einzelhandelsbetriebe 
mit einer zulässigen Geschossfläche von mehr als 1.200 m² nach den Nrn. 18.6 i.V.m. 
18.8 eine Vorprüfpflicht, im vorliegenden Fall kommt jedoch diese Vorprüfung zu dem 
Ergebnis, dass keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht (vgl. Anlage 2). Zusammenfassend sagt die Vorprüfung aus: 

„Aufgrund der Vorhabens- und Standortmerkmale des Bebauungsplans Nr. 139 
„Ortseingang Briloner Straße“ sind durch die vorgesehene Änderung nach dem 
derzeitigen Kenntnisstand keine erheblichen Auswirkungen im Sinne des UVPG auf 
die Nutzungen, Qualitäten und die Schutzgüter am Standort und im 
Einwirkungsbereich zu erwarten. Schutzgebiete und -ausweisungen sind nicht 
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betroffen. Neue Eingriffe in Natur und Landschaft entstehen nicht, diese haben bereits 
stattgefunden und sind zulässig. 

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c UVPG kommt zu dem 
Ergebnis, dass die geplante Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang 
Briloner Straße“ voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach 
§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen wären. Die Erstellung 
eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB ist nicht erforderlich. 

Das Ergebnis der Einzelfallprüfung wird mit den Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange abgestimmt.“ 

Auch das Urteil des OVG Nordrhein-Westfalen vom 10. April 2014 – 7 D 57/12.NE, 
wonach das beschleunigte Verfahren nicht zulässig sein kann, wenn bei einer solchen 
Vorprüfpflicht abwägungsrelevante erhebliche Umwelteinwirkungen anzunehmen sind, 
ist für die vorliegende Planung nicht einschlägig. Es bestehen keine Hinweise auf 
abwägungsrelevante erhebliche Umwelteinwirkungen. 

Es bestehen des Weiteren keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 5 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter (die Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen 
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes).  

Demnach ist von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abzusehen. § 4c BauGB ist nicht 
anzuwenden. 
 

15.12.2016 Grundsatzbeschluss über die Erweiterung des Netto-
Marktes und über die Vorbereitung des erforderlichen 
Bauleitplanverfahrens 

18.05.2017 Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss 

01.06.2017 bis 
03.07.2017 

Öffentliche Auslegung des Planentwurfes 

28.09.2017 Satzungsbeschluss 
 
 

4 Begründung der Planungsziele / städtebauliche Konzeption 
Hauptplanungsziel der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 ist die Sicherung 
eines Nahversorgungsstandortes unter Beachtung des Schutzes bestehender 
Strukturen und zentraler Versorgungsbereiche sowie der Umsetzung der 
Einzelhandelskonzepte; 

 Einzelhandelskonzept der Kreis- und Hochschulstadt Meschede,  
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 Nahversorgungskonzept für die östlichen Stadtteile der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede und 

 Regionales Konzept zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche. 

Diese Konzepte dienen dem Schutz und der Entwicklung der zentralen 
Versorgungsbereiche und sorgen für eine ausgewogene Versorgungsstruktur. Sie 
definieren Ziele und Grundsätze für die räumliche Steuerung des Einzelhandels und 
stellen städtebauliche Entwicklungskonzepte im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 
dar, deren Ziele und Grundsätze im Rahmen von Bauleitplanverfahren zu 
berücksichtigen sind. 

Es ist Aufgabe einer nachhaltigen Stadtentwicklung, die auch die Belange der 
Wirtschaft i. S. d. § 1 Abs. 5 Nr. 8 BauGB berücksichtigt, dafür zu sorgen, dass sich 
die räumliche Verteilung der Gewerbebetriebe (hier der Einzelhandelsbetriebe) im 
Stadtgebiet nicht allein nach den Gesetzen des freien Marktes richtet, sondern 
innerhalb des Stadtgebietes räumlich gesteuert wird. Dies ist Ausdruck der in Art. 14 
Abs. 2 GG niedergelegten Sozialbindung des Eigentums. Bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Maßstab dieser Abwägung ist 
dabei stets das gesetzlich definierte Ziel der Bauleitplanung, eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden 
Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber zukünftigen Generationen 
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung zu gewährleisten (§ 1 Abs. 5 BauGB). Maßgabe für die 
in die Abwägung einzustellenden Belange ist dabei stets das Erforderlichkeitsgebot 
des § 1 Abs. 3 BauGB. Danach hat die Gemeinde Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Dies 
bedeutet auch, dass sich die Bauleitpläne auf diejenigen Inhalte beschränken sollen, 
die zur Sicherung bzw. Herstellung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung 
erforderlich sind. 

Im vorliegenden Fall treffen vor allen Dingen die Belange der Eigentümer, eine 
möglichst ertragreiche Nutzung ihrer Grundstücke realisieren zu können, auf die 
entgegenstehenden öffentlichen Belange nach einer städtebaulichen Ordnung des 
Einzelhandels auf der Grundlage einer für das gesamte Stadtgebiet geltenden 
Konzeption und der Sicherung von gewerblich zu nutzenden Flächen. So sind das 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept (EHZK Meschede) und das Nahversorgungs-
konzept für die östlichen Stadtteile der Kreis- und Hochschulstadt Meschede bei der 
Aufstellung von Bebauungsplänen als städtebauliche Entwicklungskonzepte i. S. v. § 1 
Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu beachten. Um dieses abstrakte Planungsziel im jeweiligen 
Einzelfall umzusetzen, muss ein sachgerechter Ausgleich zwischen den konkret 
betroffenen Belangen erfolgen. Der sachgerechte Ausgleich der Belange beinhaltet 
auch, dass bestimmten Belangen entsprechend ihrer höheren Gewichtung gegenüber 
anderen Belangen Vorrang eingeräumt werden muss.  

Das Nahversorgungskonzept Meschede-Ost 2016 sowie das Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept 2017 formulieren in diesem Zusammenhang Zielaussagen, welche ein 
konzeptionelles Gerüst bilden an denen sich die zukünftige Entwicklung des 
Lebensmitteleinzelhandels in der Kernstadt und den östlichen Stadtteilen orientieren 
soll. Im Ergebnis würde das in Rede stehende Vorhaben zur Sicherung der Attraktivität 
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der Kreis- und Hochschulstadt Meschede als Einkaufsstadt beitragen und der 
Versorgungsfunktion eines Mittelzentrums gerecht werden. Ein flächendeckender und 
an den marktüblichen Ansprüchen ausgerichteter Lebensmitteleinzelhandel trägt in 
diesem Zusammenhang zu einer Qualifizierung Meschedes als attraktiven Wohn- und 
Arbeitsstandort bei und ist somit ein Aspekt zur Stabilisierung negativer 
demografischer Entwicklungen auch in den Ortsteilen im Einzugsbereich des Marktes. 

Zu berücksichtigen ist auch, dass der bestehende Betrieb bereits großflächig ist und 
durch die Erweiterung kein großflächiger Einzelhandel erstmals an diesem Standort 
entsteht. 

Abwägungsergebnis ist, das Erweiterungsvorhaben zuzulassen, aber dennoch im 
Rahmen der Steuerung des großflächigen Einzelhandels weiterhin eine 
Verkaufsflächenobergrenze und eine Sortimentsbeschränkung festzusetzen. Diese 
Begrenzungen orientieren sich an den o.g. städtebaulichen Konzepten und an den 
Aussagen der Verträglichkeitsuntersuchung. Es wird eine Verkaufsflächenobergrenze 
von 1.200 qm festgesetzt und es sind ausschließlich nahversorgungsrelevante 
Kernsortimente zulässig. Zentrenrelevante Nebensortimente werden auf 10% der 
Verkaufsfläche begrenzt. Zu den Gründen für die Begrenzung zentrenrelevanten 
Einzelhandels kann auch der Einzelhandelserlass NRW (S.31) herangezogen werden: 
„Städtebaulich legitime Zielsetzungen bei der Aufstellung von Bauleitplänen zur 
Steuerung des Einzelhandels sind insbesondere (...) der Schutz und die Stärkung 
zentraler Versorgungsbereiche sowie die Sicherung der Entwicklung zukünftiger 
zentraler Versorgungsbereiche.“ Nicht-zentrenrelevante Nebensortimente werden auf 
maximal 20% der Verkaufsfläche begrenzt, um die Funktion als 
Nahversorgungsstandort sicherzustellen. 

Damit wird eine unverträgliche Weiterentwicklung des Einzelhandelsstandortes 
unterbunden, gleichzeitig aber auch der Standort unter den notwendigen 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten gesichert. 

Für die Entwicklung des Plangebietes im Sinne der genannten städtebaulichen Ziele 
ist die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ 
erforderlich. 
 

5 Bestehendes Planungsrecht und Entwicklung aus dem 
Flächennutzungsplan 

5.1 Landes- und Regionalplanung 

Der LEP NRW nennt folgende für diese Planung relevante Ziele und Grundsätze für 
den großflächigen Einzelhandel: 

6.5-1. Ziel Standorte des großflächigen Einzelhandels nur in Allgemeinen 
Siedlungsbereichen  

Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung dürfen nur in regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen 
Siedlungsbereichen dargestellt und festgesetzt werden. 
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6.5-2 Ziel Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen  

Dabei dürfen Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 
Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur: 

 in bestehenden zentralen Versorgungsbereichen sowie 

 in neu geplanten zentralen Versorgungsbereichen in städtebaulich integrierten 
Lagen, die aufgrund ihrer räumlichen Zuordnung sowie verkehrsmäßigen 
Anbindung für die Versorgung der Bevölkerung zentrale Funktionen des kurz-, 
mittel- oder langfristigen Bedarfs erfüllen sollen,  

dargestellt und festgesetzt werden. 

Ausnahmsweise dürfen Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten auch 
außerhalb zentraler Versorgungsbereiche dargestellt und festgesetzt werden, wenn 
nachweislich:  

 eine Lage in den zentralen Versorgungsbereichen aus städtebaulichen oder 
siedlungsstrukturellen Gründen, insbesondere der Erhaltung gewachsener 
baulicher Strukturen oder der Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles 
Ortsbild, nicht möglich ist und  

 die Bauleitplanung der Gewährleistung einer wohnortnahen Versorgung mit 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten dient und  

 zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden.  

6.5-3 Ziel Beeinträchtigungsverbot  

Durch die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten und Sondergebieten für 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung mit zentrenrelevanten 
Sortimenten dürfen zentrale Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 

6.5-7 Ziel Überplanung von vorhandenen Standorten mit großflächigem Einzelhandel 

Abweichend von den Festlegungen 6.5-1 bis 6.5-6 dürfen vorhandene Standorte von 
Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 Baunutzungsverordnung außerhalb von 
zentralen Versorgungsbereichen als Sondergebiete gemäß § 11 Absatz 3 
Baunutzungsverordnung dargestellt und festgesetzt werden. Dabei sind die Sortimente 
und deren Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsflächen, die baurechtlichen 
Bestandsschutz genießen, zu begrenzen. Wird durch diese Begrenzung die zulässige 
Nutzung innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zulässigkeit aufgehoben oder 
geändert, sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen auf die zulässigen 
Verkaufsflächenobergrenzen zu begrenzen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht 
zentrenrelevante Sortimente ist möglich. 
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Ausnahmsweise kommen auch geringfügige Erweiterungen in Betracht, wenn dadurch 
keine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden 
erfolgt. 

Die Bebauungsplanänderung widerspricht nicht den Zielen der Landesplanung. Ziel 
6.5-1 wird eingehalten, denn das Erweiterungsvorhaben liegt fast ausschließlich 
innerhalb des allgemeinen Siedlungsbereiches und der Regionalplan ist nicht 
parzellenscharf. Die im Rahmen des Änderungsverfahrens erarbeitete 
Verträglichkeitsanalyse bestätigt die Einhaltung der Ziele 6.5-2 und 6.5-3. Eine weitere 
Ausnahmemöglichkeit zur Ansiedlung außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches 
wäre Ziel 6.5-7, da durch die Verträglichkeitsanalyse bestätigt wird, dass keine 
wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche von Gemeinden erfolgt. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ ist 
im gültigen Regionalplan Arnsberg, Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis 
(rechtswirksam seit dem 30.03.2012) im Westen als allgemeiner Siedlungsbereich und 
im Osten als Gewerbe- und Industriebereich (GIB) dargestellt. Dabei wird das 
Sondergebiet fast vollständig als allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt. 

 
Ausschnitt aus dem Regionalplan 

 
Auch die westliche und südliche Umgebung des Plangebietes sind als allgemeiner 
Siedlungsbereich dargestellt. Nördlich und östlich schließt sich die Darstellung eines 
Gewerbe- und Industriebereiches an. 
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Eine Abweichung von den raumordnerischen Zielvorstellungen des Regionalplans ist 
somit nicht zu erkennen. Das Erweiterungsvorhaben liegt fast ausschließlich innerhalb 
des allgemeinen Siedlungsbereiches und der Regionalplan ist nicht parzellenscharf. 

Mit Schreiben vom 03.07.2017 hat die Bezirksregierung Arnsberg die Anpassung an 
die Ziele der Raumordnung gem. § 34 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
(LPlG NRW) bestätigt. 
 

5.2 Landschaftsplan 
 

 
Ausschnitt aus dem Landschaftsplan Meschede 
Quelle: Hochsauerlandkreis 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ liegt 
außerhalb des Geltungsbereichs des Landschaftsplans Meschede.  
 

5.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Kreis- und Hochschulstadt Meschede stellt für das 
Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 139 im Osten gewerbliche Baufläche (G) gem. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dar. Im westlichen Teilbereich, in dem das Vorhaben liegt, 
stellt er Sondergebiet (SO) gem. § 1 Abs. 2 Nr. 10 BauNVO dar:  
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Sonstiges Sondergebiet: Großflächiger Einzelhandel – Lebensmittel. Maximale 
Verkaufsfläche 950 qm. 

Wegen der Begrenzung der Verkaufsfläche im Flächennutzungsplan kann die 
1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 nicht aus dem Flächennutzungsplan der 
Kreis- und Hochschulstadt Meschede entwickelt werden. 

 
Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Kreis- und Hochschulstadt Meschede  

 
Der Flächennutzungsplan wird gem. § 13a BauGB im Wege der Berichtigung 
angepasst. Das Sondergebiet wird die Zweckbestimmung „Nahversorgung“ ohne eine 
Beschränkung der Verkaufsfläche erhalten. Die Verkaufsflächenbeschränkung erfolgt 
im Bebauungsplan. Die geordnete städtebauliche Entwicklung wird nicht negativ 
berührt; es wird ein wichtiger und bereits zuvor im Flächennutzungsplan vorgesehener 
Nahversorgungsstandort verbessert und gesichert. Die Anpassung des 
Flächennutzungsplans im Wege der Berichtigung erfordert kein eigenständiges 
Änderungsverfahren, sondern ist Folge dieser Bauleitplanung gem. § 13a BauGB. 
 

5.4 Bebauungsplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ 
bleibt unverändert. 
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Bebauungsplan Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ der Kreis- und Hochschulstadt Meschede 

Für den Standort des Vorhabens setzt der Bebauungsplan Nr. 139 ein Sondergebiet 
gem. § 11 Abs. 3 BauNVO fest: 

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 Abs. BauVO) 

1. Zulässig ist ein „Großflächiger Einzelhandelsbetrieb – Lebensmittel“ mit einem 
Verkaufssortiment entsprechend Absatz 4 und einer max. Verkaufsfläche von 
insgesamt 950 qm. 

2. Definition „Großflächiger Einzelhandelsbetrieb – Lebensmittel“: Ein 
„Großflächiger Einzelhandelsbetrieb – Lebensmittel“ ist ein 
Einzelhandelsbetrieb, der Nahrungs- und Genussmittel einschließlich 
Frischwaren wie Obst, Gemüse, Fleisch vorwiegend in Selbstbedienung 
anbietet. 

3. Definition Verkaufsfläche: Verkaufsfläche ist die Fläche, die dem Verkauf dient, 
einschließlich der Gänge, Treppen in den Verkaufsräumen, Standflächen für 
Einrichtungsgegenstände, Kassenzonen, Schaufenster und sonstige Flächen, 
soweit sie dem Kunden zugänglich sind, sowie Freiverkaufsflächen, soweit sie 
nicht nur vorübergehend genutzt werden. 

4. Abgrenzung der Sortimente für „Großflächiger Einzelhandelsbetrieb – 
Lebensmittel“ gemäß Pkt. 2.2.5 dem Gem. RdErl. vom 07.05.1996 – 
Ansiedlung von Einzelhandelsgroßbetrieben – (MBl. NW 1996 S. 922) und 
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entsprechend dem Warenverzeichnis für die Binnenhandelsstatistik (WB), 
Ausgabe 1978 (herausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden): 

 

WB Nr. Kernsortiment Max. VK in qm 

WB 00-13, 
960,  
 
WB 15-18 

Lebensmittel, Süßwaren, Spirituosen (einschließ-
lich Milchprodukte, Tiefkühl-, Fleischwaren, 
Gemüse, Getränke, Hunde- und Katzenfutter). 
Wasch-, Putz-, Reinigungs- und 
Körperpflegemittel, Kosmetika 

 

850 

Kernsortimente insgesamt 850 

 davon maximal  

WB 66 Nichtelektrische Haushaltswaren, Aktionsartikel 60 

 ergänzendes Nahversorgungsangebot  

WB 13 
WB 00, 06 

Backshop 
Fleischwaren / Metzgerei 

 

Nahversorgungsangebot insgesamt 100 

Verkaufsflächen insgesamt, maximal 950 

Es ist für das Sondergebiet eine Grundflächenzahl von 0,6 und eine 
Geschossflächenzahl von 1,2 festgesetzt. Maximal sind zwei Vollgeschosse bei einer 
maximalen Gebäudehöhe von 10 m zulässig. Vorgeschrieben sind Satteldächer mit 
einer Neigung von 20° bis 35 °. 

Zur Erschließung des Sondergebietes und des östlich angrenzenden Gewerbegebietes 
von der Briloner Straße aus ist eine Verkehrsfläche mit Teilbereichen ohne Ein- und 
Ausfahrten festgesetzt. Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten sind darüber hinaus 
entlang der Briloner Straße festgesetzt. 

Im Norden ist entlang der Böschung zum Mühlengraben eine Fläche zur Anpflanzung 
und zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. 

Es gelten Vorschriften zur Bepflanzung von Grundstücken und Stellplatzanlagen sowie 
gestalterische Vorschriften. 

Änderungsgegenstand ist allein die Zulässigkeitsregelung für den Einzelhandel. 
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6 Konzepte und gutachterliche Untersuchungen 
6.1 Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Kreis- und Hochschulstadt 

Meschede 

Die Kreis und Hochschulstadt Meschede hat für die Entwicklung und Steuerung des 
kommunalen Einzelhandels konzeptionelle Zielvorgaben entwickelt, die im 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept (EHZK Meschede) festgeschrieben sind. Dabei 
geht es in erster Linie um die Steuerung von Einzelhandelsvorhaben. Das EHZK 
Meschede wurde 2006 als förmliches städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne 
von § 9 (1) Nr. 11 BauGB beschlossen und stellt einen Selbstbindungsplan für das 
kommunale Handeln im Hinblick auf die Ansiedlung von Einzelhandelsvorhaben dar. 

Im Mai 2016 wurde zusätzlich das Nahversorgungskonzept Meschede-Ost (NVK 
Meschede-Ost) fertiggestellt, welches siedlungsräumliche und absatzwirtschaftliche 
Entwicklungspotenziale insbesondere der (Lebensmittel)Nahversorgung in den Blick 
nimmt. Die grundsätzlichen Aussagen des NVK Meschede-Ost (inklusive Kernstadt 
Meschede) wurden am 03.03.2016 durch den Rat der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede beschlossen. Die Zielaussagen NVK Meschede-Ost wurden mit Beschluss 
vom 18.05.2017 in das Einzelhandels- und Zentrenkonzept integriert.  

Im Hinblick auf die (Lebensmittel)Versorgung enthält das EHZK Meschede Aussagen 
zur Steuerung des nahversorgungsrelevanten Einzelhandels als 

 als (bauleitplanerische) Leitlinien eher allgemein im Sinne des Zentrenschutzes 

oder 

 als „strukturiertes Nahversorgungskonzept“ für den Bereich Freienohl und den 
westlichen Teil der Mescheder Stadtbezirke  

 sowie (seit Integration der Zielaussagen des NVK Meschede-Ost) für den 
östlichen Teil der Stadt. 

Das EHZK Meschede gibt für die (Lebensmittel)Nahversorgung konkret vor, dass die 
Versorgung der Bevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs in erster Linie durch die 
Zentralen Versorgungsbereiche sicherzustellen ist. Dabei ist festzustellen, dass 
Vorhaben des großflächigen Einzelhandels (größer als 800m²) mit zentren- und 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten auf die Zentralen Versorgungsbereiche zu 
beschränken sind. 

Im Hinblick auf den Standort des Netto-Marktes stellt das EHZK Meschede fest, dass 
es sich um einen Ergänzungsstandort zur Innenstadt für Waren des täglichen Bedarfs 
handelt (Nahversorgung), welcher sich nicht innerhalb des festgelegten Zentralen 
Versorgungsbereiches Innenstadt befindet. Der Netto-Markt überschreitet dabei 
bereits zum heutigen Zeitpunkt die Grenze der Großflächigkeit knapp. 

Unter Berücksichtigung der Zielvorgaben des EHZK Meschede müssen bei dem 
beabsichtigten Vorhaben somit folgende Aspekte berücksichtigt werden: 

 Betrieb führt nahversorgungsrelevantes Kernsortiment 



- 17 - 

 

 Standort befindet sich außerhalb des ZVB 

 Betrieb vergrößert sich weiter in die Großflächigkeit 

Gleichwohl die grundsätzlichen Zielvorstellungen des EHZK Meschede den Zentralen 
Versorgungsbereich Innenstadt für entsprechende Nahversorgungsbetriebe vorsehen, 
erkennt das Konzept den Standort des Netto-Marktes als Ergänzungsstandort an. 
Obwohl Waren des täglichen Bedarfs (Nahversorgung) in erster Linie im ZVB 
untergebracht werden sollen, besteht unter bestimmten Umständen weiterhin die 
Möglichkeit ein Vorhaben mit nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten auch 
außerhalb des ZVB umzusetzen. Dies beinhaltet auch das in Rede stehende 
Erweiterungsvorhaben. Im Hinblick auf das Ziel einer wohnortnahen Versorgung der 
Bevölkerung ist das EHZK Meschede kongruent mit den Empfehlungen des 
Nahversorgungskonzeptes Meschede-Ost. 

Das EHZK Meschede folgt an dieser Stelle im Übrigen auch den landesplanerischen 
Zielvorgaben des Landesentwicklungsplans. Im Sinne einer flächendeckenden 
Versorgung der Bevölkerung sieht auch die Landesplanung im Ausnahmetatbestand 
zu Ziel 65-2 LEP die Möglichkeit vor, Nahversorgungsbetriebe außerhalb Zentraler 
Versorgungsbereiche anzusiedeln soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 
Maßgeblich für die landesplanerische Verträglichkeit sind dabei die integrierte Lage 
sowie die Unschädlichkeit des Vorhabens gegenüber Zentralen Versorgungsbereichen 
im Stadtgebiet sowie in benachbarten Gemeinden. Im Rahmen einer 
landesplanerischen Anfrage gemäß § 34 LPlG NRW bei der Bezirksregierung 
Arnsberg, waren diese Kriterien in einer ergänzenden Verträglichkeitsanalyse 
nachzuweisen. Dies ist im Rahmen des Änderungsverfahrens erfolgt. 

Im Ergebnis stimmt das Vorhaben mit den grundsätzlichen Zielvorgaben des 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
überein. Neben der Versorgung der angegliederten Wohnquartiere dient der Standort 
insbesondere auch der Versorgung der Stadtteile Eversberg und Wehrstapel. 

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
definiert die für Meschede zentrenrelevanten und nahversorgungsrelevanten 
Sortimente (Mescheder Liste). Es handelt sich um eine gemeindespezifische Liste, die 
auf die örtlichen Verhältnisse abgestimmt ist. 

 Zentrenrelevant sind folgende Sortimente:  

o Blumen  

o Bücher, Schreib- und Spielwaren (inkl. Bastelbedarf)  

o Bekleidung, Schuhe, Sportartikel/-bekleidung/-schuhe (inkl. Fahrräder)  

o Elektrowaren (inkl. Lampen, Leuchten)  

o Haushaltswaren/ Glas/ Porzellan/ Keramik/ Geschenkartikel  

o Antiquitäten/ Kunst(gewerbe)  

o Heimtextilien/Bettwaren/Gardinen  
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o Foto, Optik (inkl. Hörgeräte), Uhren/ Schmuck  

o Musikalien. 

 Nahversorgungsrelevant sind folgende Sortimente:  

o Nahrungs- und Genussmittel  

o Gesundheits-, Körperpflegeartikel (inkl. pharmazeutische Erzeugnisse).  

 

6.2 Nahversorgungskonzept für die östlichen Stadtteile der Kreis- und 
Hochschulstadt Meschede 

Im Rahmen des Nahversorgungskonzeptes werden zwei Zielebenen der 
Nahversorgung formuliert. Die erste Zielebene ist die Nahversorgung in der Kernstadt 
Meschede, die zweite Zielebene die Nahversorgung in der Fläche. 

 
Anbieter und Versorgungsbereiche 

 
Quelle: Stadt + Handel, Nahversorgungskonzept für die östlichen Stadtteile der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede, S. 16 
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Berechnungen des Nahversorgungskonzeptes zeigen auf, dass in der Kernstadt 
Meschede insgesamt ein Potential für vier marktgängige Lebensmitteldiscounter sowie 
vier bis fünf marktgängige Lebensmittelvollsortimenter besteht. Unter Berücksichtigung 
des Bestandes bedeutet dies ein absatzwirtschaftliches Entwicklungspotential für die 
Ansiedlung eines weiteren marktgängigen Lebensmittelmarktes sowie für 
marktgängige Erweiterungen der bestehenden, teilweise nicht als marktgängig 
einzustufenden Lebensmittelmärkte. 

Entwicklungszielstellungen für die Nahversorgung in Meschede-Ost sind: 

 Nahversorgungsangebot im zentralen Versorgungsbereich sichern und 
weiterentwickeln 

 Nahversorgungsangebot an den ausgewiesenen Nahversorgungsstandorten 
langfristig sichern 

 Keine Neuansiedlungen an städtebaulich nicht integrierten Lagen. 
Erweiterungen nur unter Beachtung der standortspezifischen 
Entwicklungsziele. 

Der Standort des Sondergebietes wird im Nahversorgungskonzept als 
Nahversorgungsstandort Südost definiert. 

 
Nahversorgungsstandorte 

 
Quelle: Stadt + Handel, Nahversorgungskonzept für die östlichen Stadtteile der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede, S. 27 

„Außerhalb des zentralen Versorgungsbereichs werden gemäß der formulierten 
Entwicklungszielstellungen die Standorte der Lebensmittelmärkte Markant und Netto 
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im Rahmen des vorliegenden Konzeptes als Nahversorgungsstandorte Nordwest und 
Südost ausgewiesen und entsprechend gewürdigt, dass diese einen hohen Beitrag zur 
Gewährleistung der wohnortnahen Versorgung in der Kernstadt Meschede leisten. 

Übergeordnete Zielstellung ist es, die Nahversorgungsstandorte langfristig zu sichern. 
Entsprechend ist zu empfehlen, die bestehenden Lebensmittelbetriebe gegebenenfalls 
bedarfsgerecht zu erweitern. Im Rahmen von konkreten Erweiterungsvorhaben an den 
Nahversorgungsstandorten sind die jeweiligen Verkaufsflächendimensionierungen im 
Einzelfall unter Prüfung der städtebaulichen und raumordnerischen Verträglichkeit bei 
besonderer Beachtung der Auswirkungen auf die weiteren Nahversorgungsstrukturen 
in Meschede herzuleiten.“ 

In Bezug auf das dieser Bebauungsplanänderung zugrunde liegende Vorhaben ist 
festzuhalten: 

 Das Vorhaben befindet sich außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches, 
wird aber im Nahversorgungskonzept als Nahversorgungsstandort 
ausgewiesen. Der wichtige Beitrag zur Nahversorgung wird gewürdigt. 

 In Meschede besteht das absatzwirtschafltiche Potential zur marktgängigen 
Erweiterung. 

 Die Standortsicherung des Nahversorgungsstandortes umfasst 
bedarfsgerechte Erweiterungen. Die Verträglichkeit solcher Erweiterungen ist 
nachzuweisen. Das ist im Zuge einer Verträglichkeitsuntersuchung geschehen. 
Die Verträglichkeitsuntersuchung stellt fest, dass das Planvorhaben unter 
Berücksichtigung städtebaulicher Vorgaben (§ 11 Abs. 3 BauNVO) und der 
Landesplanung als kongruent zum Nahversorgungskonzept für die östlichen 
Stadtteile der Kreis- und Hochschulstadt Meschede einzustufen ist. 

 

6.3 Regionales Konzept zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche im 
Kreis Soest und Hochsauerlandkreis (REHK) 

Das REHK umfasst insgesamt 24 Städte und Gemeinden des Kreises Soest und des 
Hochsauerlandkreises. Zielsetzungen sind 

 „der Aufbau, die Pflege und Verstetigung des interkommunalen Austauschs 
und einer vertrauensvollen Zusammenarbeit;  

 die gesicherte Weiterentwicklung der zentralen Versorgungsbereiche;  

 die Erhaltung und Entwicklung einer flächendeckenden, möglichst 
wohnortnahen Grundversorgung;  

 ein Mehr an Planungs- und Investitionssicherheit;  

 die Vereinbarung gemeinsamer Positionen zu externen Planungen außerhalb 
des Kooperationsraumes sowie  
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 eine gestärkte Position als „Regionales Einzelhandelskonzept“ bei der 
Aufstellung und Änderung der Regionalpläne“. 

„Eine wesentliche Aufgabe bzw. ein wesentliches Ziel des regionalen Konzeptes ist, 
dem Namen entsprechend, die qualitative und quantitative Steuerung der zukünftigen 
Einzelhandelsentwicklung im Kooperationsraum zur Sicherung und Stärkung der 
Versorgungsstruktur in der Region unter besonderer Berücksichtigung der städtischen 
Zentren. Grundlage dieser „positiven Standortsteuerung“ ist eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit und offene Kommunikation zwischen den im Kooperationsraum 
aktiven Städten und Gemeinden.  

Zur Umsetzung dieses Ziels definiert das regionale Konzept insgesamt vier 
konzeptionelle Bausteine, die gemeinsam die Steuerung regional bedeutsamer 
Einzelhandelsvorhaben an regional- (wie stadtplanerisch) „sinnvolle Standorte“ regeln:“ 

 
Quelle: Junker und Kruse, Regionales Konzept zum Schutz der zentralen Versorgungsbereiche im Kreis 
Soest und Hochsauerlandkreis, Seite 52 

Im vorliegenden Fall ist ein regionales Konsensverfahren durchgeführt worden. 

Das Plenum des regionalen Einzelhandelskonzeptes hat in seiner Sitzung am 
13.04.2017 dem Vorhaben zugestimmt. 
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6.4 Verträglichkeitsuntersuchung 

Die Verträglichkeitsuntersuchung untersucht die absatzwirtschaftlichen und 
städtebaulichen Auswirkungen des hier zugrunde liegenden Erweiterungsvorhabens, 
insbesondere auf zentrale Versorgungsbereiche und Nahversorgungsstandorte. 

Die Verträglichkeitsuntersuchung schätzt die Erweiterung als aus Betreiber- und 
Kundensicht erforderlich ein (S. 7). Es werden folgende Erweiterungsabsichten 
zugrunde gelegt: 

 

Sortimentsbereich Verkaufsfläche in qm 
Bestand 

Verkaufsfläche in qm 
Planung 

Netto 

Nahrungs- und 
Genussmittel  

678 866 

Drogeriewaren 85 108 

Sonstige Sortimente 85 108 

Gesamt  848 1.082 

Bäckerei (zzgl Gastronomie- / Cafe-Bereich) 

Nahrungs- und 
Genussmittel 

39 50 

Metzgerei 

Nahrungs- und 
Genussmittel 

64 64 

Gesamt  950 1.196 

 

Der zentrale Versorgungsbereich Meschedes ist ca. 1 km entfernt und ihn betreffende 
Umsatzumverteilungen werden in der Verträglichkeitsuntersuchung mit lediglich 3 bis 
4 % beziffert. 

Zusammenfassend kommt die Verträglichkeitsuntersuchung zu folgendem Ergebnis: 

„In Meschede ist die Erweiterung des Netto- Lebensmittelmarktes, Briloner Straße 43, 
von derzeit 848 qm VKF auf 1.082 qm VKF geplant, auch eine Erweiterung der im 
Vorkassenbereich des Marktes ansässigen Bäckerei von aktuell 39 qm VKF auf 50 qm 
VKF ist vorgesehen, die Metzgereifiliale (69 qm VKF) im Vorkassenbereich erfährt 
keine Erweiterung. Das Planvorhaben hat bereits die Schwelle zur Großflächigkeit 
(800 qm VKF / 1.200 qm BGF) überschritten. 
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Der Vorhabenstandort ist als Nahversorgungsstandort Südost im NVK Meschede 2016 
ausgewiesen. Die geplante Erweiterung ist nach dem NVK Meschede 2016 zur 
Sicherung und zum Ausbau der Nahversorgung im Südosten des Kernstadtbereiches 
möglich, sofern die absatzwirtschaftlichen und städtebaulichen Auswirkungen 
verträglich sind und insb. keine negativen Auswirkungen auf die sonstigen 
Nahversorgungsstrukturen und zentralen Versorgungsbereiche in Meschede ausgelöst 
werden. 

Als Grundlage für das weitere Planverfahren werden im vorliegenden Gutachten 
folgende Punkte untersucht und bewertet: 

 Der Vorhabenstandort ist als Nahversorgungsstandort Südost im NVK 
Meschede 2016 ausgewiesen. Für diesen ist die Entwicklungszielstellung‚ das 
Nahversorgungsangebot an den ausgewiesenen Nahversorgungsstandorten 
langfristig zu sichern, vorgesehen. Das Vorhaben trägt positiv zur 
Nahversorgung im Südosten der Kernstadt Meschede bei.  
Das Planvorhaben ist kongruent zum Nahversorgungskonzept für die 
östlichen Stadtteile der Kreis- und Hochschulstadt Meschede. 

 Eine Beeinträchtigung der Zentren- und Nahversorgungsstrukturen im 
dargestellten Untersuchungsraum sowohl in deren Bestand als auch 
hinsichtlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten ist ausgehend von den ermittelten 
Umsatzumverteilungswerten nicht zu erwarten. 

 Das Planvorhaben ist kongruent zu den entsprechenden 
landesplanerischen Zielen des LEP NRW 2017. 

Abschließende Einordnung und Bewertung des Vorhabens: 

Unter Würdigung der absatzwirtschaftlichen und städtebaulichen 
Verträglichkeitsbewertung und der kommunal- sowie landesplanerischen 
Einordnung ist das Vorhaben als verträglich i.S. der Vorgaben des § 11 Abs.  3 
BauNVO zu bewerten.“ 
 

7 Erläuterungen zum Planinhalt 
Einziger Änderungsgegenstand ist die Art der baulichen Nutzung und hier die 
Zulässigkeitsregelungen für den Einzelhandel im festgesetzten Sondergebiet. Alle 
übrigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bleiben unverändert. 

 

7.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Fläche, die bereits Einzelhandelsstandort ist, wird weiterhin als Sondergebiet 
festgesetzt. Zweckbestimmung ist die Unterbringung eines großflächigen, der 
Nahversorgung dienenden Einzelhandelsbetriebs. 

Planerisches Ziel ist die städtebauliche Steuerung des großflächigen Einzelhandels an 
diesem Standort. Wie oben dargestellt, soll der bestehende Betrieb durch 
Erweiterungsmöglichkeiten in seinem Bestand gesichert werden. Gleichzeitig soll 
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gesichert werden, dass nur nahversorgungsrelevante und nicht sonstige 
zentrenrelevante Kernsortimente angeboten werden. 

Dieses städtebauliche Ziel kann nur durch die Beibehaltung der Festsetzung eines 
Sondergebietes erreicht werden. In Gewerbegebieten gem. § 8 BauNVO sind 
Einzelhandelsbetriebe allgemein zulässig, soweit sie nicht unter die Vorschrift des § 11 
Abs. 3 BauNVO fallen, also großflächig sind und bestimmte Auswirkungen haben 
können; oder im Sinne des § 15 BauNVO der Eigenart des Gebiets widersprechen. 
Die städtebaulich erwünschte Zulässigkeit von nahversorgungsrelevantem, 
großflächigem Einzelhandel in der vorhandenen bzw. geplanten Größenordnung wäre 
nur sehr eingeschränkt gegeben, es müsste (für den großflächigen Einzelhandel, der 
die Vermutungsschwelle des § 11 Abs. 3 BauNVO von 1.200 m² Geschossfläche 
überschreitet) in jedem Einzelfall der Nachweis der Atypik geführt werden. 

Die Festsetzung eines Sondergebietes erlaubt dagegen die planerische Steuerung des 
Einzelhandels im Sinne der städtebaulichen Zielsetzungen, einschließlich der 
Feinsteuerung von Haupt- und Randsortimenten.  

Voraussetzung für die Festsetzung eines Sondergebietes ist die wesentliche Unter-
scheidung von den Gebietstypen der BauNVO. Dabei ist die planerische Zielvor-
stellung, nicht der Besatz zu einem bestimmten Zeitpunkt von Bedeutung. „Für § 11 
Abs. 1 BauNVO kommt es nicht darauf an, welche faktischen Unterschiede in einem 
als sonstiges SO-Gebiet festgesetzten Gebiet bereits vorhanden sind. Von Bedeutung 
ist allein, ob sich die Festsetzung der Art der Nutzung von den Gebietstypen der §§ 2-
9 wesentlich unterscheidet“ (Fickert / Fieseler: Kommentar zur Baunutzungs-
verordnung, 12. Auflage, Stuttgart 2014, § 11 Rd.-Nr. 4). „Ein in diesem Sinne 
wesentlicher Unterschied liegt dann vor, wenn ein Festsetzungsgehalt gewollt ist, der 
sich keinem der in den §§ 2 ff. BauNVO geregelten Gebietstypen zuordnen und der 
sich deshalb sachgerecht auch mit einer auf sie gestützten Festsetzung nicht 
erreichen lässt“ (BVerwG U. v. 29.09.1978 – 4 C 30.76 zit. n. Fickert/Fieseler, 
Baunutzungsverordnung, 12. Auflage, § 11 Nr. 4).  

Diese Voraussetzung ist zweifelsfrei gegeben, da sich wie oben beschrieben, die 
städtebaulichen Zielsetzungen hinsichtlich des Einzelhandels ausschließlich in einem 
Sondergebiet, jedoch nicht in einem festgesetzten Gewerbegebiet oder einem anderen 
Baugebiet der §§ 2-9 BauNVO regeln lassen. 

Es ist jedoch der Vorhabenbezug von Verkaufsflächenbegrenzungen zu beachten. 

„Bei Festsetzungen von Verkaufsflächenobergrenzen ist zwischen 
baugebietsbezogenen und vorhabenbezogenen Obergrenzen zu unterscheiden. Die 
Festsetzung baugebietsbezogener Verkaufsflächenbeschränkungen ist vom 
Bundesverwaltungsgericht für ein Sondergebiet für unwirksam erklärt worden, weil sie 
weder als Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung noch als Festsetzung der 
Art der baulichen Nutzung zulässig ist. Es ist nicht gestattet, durch eine 
betriebsunabhängige Festsetzung von Verkaufsflächenobergrenzen für alle in einem 
Sondergebiet ansässigen oder zulässigen Einzelhandelsbetriebe das System der 
vorhabenbezogenen Typisierung zu verlassen, auf dem die Vorschriften der 
Baunutzungsverordnung zur Art der baulichen Nutzung beruhen. Eine 
Kontingentierung der Verkaufsflächen, die auf ein Sondergebiet insgesamt bezogen 
ist, öffnet das Tor für sog. „Windhundrennen“ potentieller Investoren und 
Bauantragsteller und schließt die Möglichkeit ein, dass Grundeigentümer im Fall der 
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Erschöpfung des Kontingents von der kontingentierten Nutzung ausgeschlossen sind. 
Dieses Ergebnis widerspricht dem der Baugebietstypologie (§§ 2 bis 9 BauNVO) 
zugrunde liegenden Regelungsansatz, demzufolge im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans im Grunde jedes Baugrundstück für jede nach dem Nutzungskatalog 
der jeweiligen Baugebietsvorschrift zulässige Nutzung in Betracht kommen soll. 

Festsetzungen zu vorhabenbezogenen Verkaufsflächenobergrenzen sind jedoch 
zulässig, da die Gemeinde auf der Grundlage von § 11 Abs. 2 BauNVO die Art der 
baulichen Nutzung näher konkretisieren und zu diesem Zweck die Merkmale 
bestimmen kann, die ihr am besten geeignet erscheinen, um das von ihr verfolgte 
Planungsziel zu erreichen. Insbesondere darf sie in einem von ihr festgesetzten 
Sondergebiet den vorhabenbezogenen Anlagentyp durch die von ihr bestimmte 
Begrenzung der Verkaufsflächen selbst festsetzen (BVerwG, 27.04.1990, 4 C 36.87 
und 03.04.2008, 4 CN 4.07).  

Zulässig wäre demzufolge eine Beschränkung eines Einkaufszentrums auf eine 
bestimmte Verkaufsflächenobergrenze, da sich diese Festsetzung auf ein Vorhaben 
und damit auf einen bestimmten Anlagentyp bezieht. Unzulässig wäre hingegen eine 
pauschale Begrenzung der Gesamtverkaufsfläche für die Sortimente Lebens- und 
Genussmittel auf eine bestimmte Obergrenze innerhalb eines Sondergebiets, da 
hiermit nicht ein Vorhaben und nicht ein Anlagentyp beschrieben wäre.“ 1  

Im Fall des hier festgesetzten Sondergebietes ist der Vorhabenbezug zweifellos 
gegeben. Es handelt sich um einen bestehenden Einzelhandelsstandort mit einem 

                                                      

1  Einzelhandelserlass NRW, S. 34  
vgl auch: Lenz und Johlen, Newsletter Einzelhandel Nr. VI: „Anforderungen an 
Festsetzungen von Sondergebieten gesteigert  
Das BVerwG hat in zwei Entscheidungen vom 3.4.2008 (- 4 CN 3.07 und 4 CN 4.07 -) 
deutlich gemacht, dass die weithin geübte Praxis, im Bebauungsplan für 
Sondergebiete für großflächigen Einzelhandel nur sortimentsspezifische 
Verkaufsflächenobergrenzen festzusetzen, rechtswidrig ist. Einer gebietsbezogenen 
Verkaufsflächenfestsetzung mangele es an einer Rechtsgrundlage. § 11 Abs. 2 
BauNVO gebiete auch für Sondergebiete die allgemeine Zweckbestimmung und die 
Art der zulässigen Nutzung festzusetzen und somit vorhabenbezogene Festsetzungen 
zu treffen. Der Typisierungszwang gelte auch im Sondergebiet. Außerdem führe die 
gebietsbezogene Festsetzung von Verkaufsflächenobergrenzen zu einem 
„Windhundrennen“; sei die festgesetzte Obergrenze auf einem Grundstück 
ausgeschöpft, könne auf anderen Grundstücken keine Ansiedlung mehr erfolgen.  
Die Rechtsprechung steht in der Konsequenz der „Zaunwert-Rechtsprechung“ des 
BVerwG v. 10.8.1993 (BRS 55 Nr. 11), die die Festsetzung von Immissionswerten am 
Rande eines Gebietes aus dem gleichen Grund für rechtswidrig erklärte. Sie führt 
allerdings in der Praxis zu einer Erschwerung der Festsetzung von Sondergebieten, 
wenn in ihnen eine möglichst große Flexibilität erreicht werden soll. Im Bebauungsplan 
werden Vorhaben festgesetzt werden müssen (z.B. Elektro-Fachmarkt, Baumarkt, 
Einkaufszentrum etc.) und für diese sortimentsspezifische 
Verkaufsflächenobergrenzen. Alternativ kann mit einer Verhältniszahl operiert werden, 
mit der je qm Grundstücksfläche ein bestimmter Anteil (z.B. 0,3) 
Verkaufsflächengröße eines bestimmten Sortimentes für zulässig erklärt werden kann. 
Letzteres lässt zwar nur schwer den geforderten Betriebstypus erkennen, kann aber 
dem „Windhundrennen“ vorbeugen. Praktikabel dürfte es kaum sein, da häufig nicht 
die notwendige Betriebsgröße erreicht werden dürfte.“ 
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Betrieb, um die Fläche eines Eigentümers und die Festsetzungen beziehen sich auf 
einen Betrieb. 2  

 

Das bereits festgesetzte Sondergebiet ist aufgrund seiner Größe geeignet, einen 
Betrieb des großflächigen Einzelhandels aufzunehmen. Das Sondergebiet ist auch als 
solcher Standort des großflächigen Einzelhandels schon langjährig genutzt. Die 
verkehrliche Erschließung ist geeignet, die erweiterten Einzelhandelsnutzungen 
aufzunehmen. Die bislang festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen reichen für 
das Erweiterungsvorhaben aus. 

 

Sonstiges Sondergebiet „Großflächiger Nahversorgungsbetrieb (§ 11 BauNVO) 

Festgesetzt wird: 

(1) Zweckbestimmung und Art der Nutzung: 
Der Zweck des Sondergebietes besteht in der Unterbringung eines 
großflächigen, der Nahversorgung dienenden Einzelhandelsbetriebs. 
Es ist ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungs-
relevanten Kernsortimenten auf einer maximalen Verkaufsfläche von 1.200 
qm zulässig.  
Im Zusammenhang mit dem Einzelhandelsbetrieb ist ein Bistro- und 
Shopbereich (u.a. Metzgerei und Backshop/Cafe) zulässig, dessen 
Verkaufsflächen auf die Gesamtverkaufsfläche anzurechnen sind.  

(2) Innerhalb der nahversorgungsrelevanten Sortimente sind Gesundheits-, 
Körperpflegeartikel (inkl. pharmazeutische Erzeugnisse) und Tiernahrung 
auf maximal 120 qm Verkaufsfläche zulässig. 

(3) Der Verkauf von zentrenrelevanten Randsortimenten ist bis zu einer Größe 
von insgesamt 10% der Verkaufsfläche zulässig. Die Verkaufsfläche der 
Randsortimente ist auf die Gesamtverkaufsfläche anzurechnen. 

(4) Der Verkauf von nicht-zentrenrelevanten und nicht-nahversorgungs-
relevanten Randsortimenten ist bis zu einer Größe von insgesamt 20% der 
Verkaufsfläche zulässig. Die Verkaufsfläche der Randsortimente ist auf die 
Gesamtverkaufsfläche anzurechnen. 

Als nahversorgungsrelevant gelten gemäß der Mescheder Sortimentsliste 
folgende Sortimente:  

- Nahrungs- und Genussmittel  

- Gesundheits-, Körperpflegeartikel (inkl. pharmazeutische Erzeugnisse), 
Tiernahrung.  

                                                      

2  Es muss aus den Festsetzungen die Zulässigkeit eines Betriebes (ggf. im 
Zusammenhang mit einem Shop-in-Shop System für Bäcker etc.) hervorgehen. Vgl. 
BVerwG 4 CN 3.09 vom 24.03.2010. 
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Als zentrenrelevant gelten gemäß der Mescheder Sortimentsliste folgende 
Sortimente:  

- Blumen  

- Bücher, Schreib- und Spielwaren (inkl. Bastelbedarf)  

- Bekleidung, Schuhe, Sportartikel/-bekleidung/-schuhe (inkl. Fahrräder)  

- Elektrowaren (inkl. Lampen, Leuchten)  

- Haushaltswaren/ Glas/ Porzellan/ Keramik/ Geschenkartikel  

- Antiquitäten/ Kunst(gewerbe)  

- Heimtextilien/Bettwaren/Gardinen  

- Foto, Optik (inkl. Hörgeräte), Uhren/ Schmuck  

- Musikalien. 

Durch die Festsetzung der Verkaufsflächenobergrenzen insgesamt und innerhalb der 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimente wird sichergestellt, dass die zulässigen 
Erweiterungen innerhalb der gutachterlich als verträglich eingestuften 
Größenordnungen bleiben. Zentrale Versorgungsbereiche und andere 
Nahversorgungsstandorte werden nicht gefährdet. 

Auch zentrenrelevante Randsortimente werden geregelt. Es wird in Übereinstimmung 
mit dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept festgesetzt, dass zentrenrelevante 
Randsortimente (insgesamt, nicht je Sortiment) maximal 10% der Verkaufsfläche 
einnehmen dürfen. Dies entspricht auch den der Verträglichkeitsuntersuchung 
zugrunde liegenden Daten und sichert so weiterhin ein städtebaulich verträgliches 
Einfügen. 

Diese Festsetzung basiert auf der Mescheder Sortimentsliste. Es handelt sich um eine 
gemeindespezifische Liste, die auf die örtlichen Verhältnisse abgestimmt ist. 

Nicht-zentrenrelevante Randsortimente werden (insgesamt, nicht je Sortiment) auf 
20% der Verkaufsfläche begrenzt. Diese Festsetzung erfolgt analog zum 
Festsetzungsgefüge am Einzelhandelsstandort „Jahnstraße / Am schwarzen Bruch“ 
und stellt so eine einheitliche Linie in der Steuerung der Nahversorgungsstandorte in 
Meschede dar. Auf diese Weise wird die Entstehung von städtebaulich nicht 
angepassten Angebotsstrukturen, welche nicht das Ziel der (Lebensmittel-
)Nahversorgung verfolgen, an diesem Standort unterbunden. 

Generell gilt für Randsortimente: „Die Qualifizierung eines Warenangebotes als 
Randsortiment scheidet aus, wenn die unter diesem Etikett angebotenen Waren unter 
Umsatzgesichtspunkten ein wesentlich (mit-)tragendes Standbein des 
Handelsbetriebes überhaupt sind.“3 Der Einzelhandelserlass NRW führt aus: „Das 
Randsortiment dient der Ergänzung des Angebots, muss dem Kernsortiment sachlich 
                                                      

3 OVG NRW B. v. 26.01.2000 – 7 B 2023/99, zit. nach Fickert/Fieseler, 
Baunutzungsverordnung, 11. Auflage, § 11 Nr. 27.2. 
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zugeordnet und räumlich deutlich untergeordnet sein.“ Weiter ist anzumerken: 
„Zwischen den Begriffen Kernsortiment und Randsortiment besteht (...) insofern eine 
Wechselbezüglichkeit, als ein Randsortiment - wie schon aus dem Begriff 
„Rand“sortiment folgt - zu einem spezifischen Kernsortiment lediglich hinzutritt und 
dieses gleichsam ergänzend durch solche Waren anreichert, die jedenfalls eine 
gewisse Beziehung und Verwandtschaft mit den Waren des Kernsortiments haben. 
Zugleich muss das Angebot des Randsortiments dem Kernsortiment in seinem 
Umfang und seiner Gewichtigkeit deutlich untergeordnet sein. Randsortimente sind 
damit nur solche Warengruppen, die einem bestimmten Kernsortiment als 
Hauptsortiment sachlich zugeordnete und hinsichtlich des Angebotsumfangs deutlich 
untergeordnete Nebensortimente sind. Allein bei diesem Verständnis der 
Wechselbeziehung zwischen den Begriffen Kernsortiment und Randsortiment ist die 
Annahme gerechtfertigt, dass aus der Zulässigkeit eines durch bestimmte 
Branchenbezeichnungen gekennzeichneten Kernsortiments zugleich folgt, dass auch 
die der jeweiligen Branche zugeordneten Randsortimente zugelassen sind“. 4 

Shop-in-Shop-Bereiche sind z.B. in Form von Backshops ebenso wie Gastronomie ein 
Bestandteil moderner großflächiger Einzelhandelsstandorte und im Sondergebiet auch 
bereits vorhanden. Diese Nutzungen sollen auch zukünftig zulässig sein. Ihre 
städtebauliche Verträglichkeit ist nachgewiesen, da sie Grundlage der Betrachtungen 
der Verträglichkeitsuntersuchung sind. 

 

8 Belange der Nachbargemeinden 
Belange der Nachbargemeinden sind aus Sicht der Kreis- und Hochschulstadt 
Meschede durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr.139 nicht betroffen. 

Im Rahmen des Regionalen Konzeptes zum Schutz der zentralen 
Versorgungsbereiche im Kreis Soest und Hochsauerlandkreis (REHK) ist ein 
regionales Konsensverfahren durchgeführt worden. Das Plenum des regionalen 
Einzelhandelskonzeptes hat in seiner Sitzung am 13.04.2017 dem Vorhaben 
zugestimmt. 
 

9 Umweltbelange 
9.1 Berücksichtigung der Umweltbelange 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 wird als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Demnach kann von der 
Umweltprüfung abgesehen werden. Im Rahmen des Planverfahrens ist eine 
allgemeine Vorprüfung gem. § 3 UVPG erarbeitet worden. Ergebnis ist, dass keine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

                                                      

4 Kuschnerus, Ulrich; Der standortgerechte Einzelhandel. Bonn 2007, Rdnr. 53. 
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9.2 Eingriff in Natur und Landschaft 

Die Bebauungsplanänderung verursacht keinen Eingriff in Natur und Landschaft, da 
lediglich die Zulässigkeitsreglungen für den Einzelhandel geändert werden. Darüber 
hinaus wird die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB durchgeführt. Demnach gelten Eingriffe in 
Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig (§13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB). 
 

9.3 Artenschutz 

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 wird ausschließlich die Art der 
baulichen Nutzung, hier vor allem die planerische Steuerung des Einzelhandels in 
einem bereits vollständig bebauten Plangebiet vorgenommen. Zusätzliche 
Flächeninanspruchnahmen werden nicht ermöglicht. Sowohl die überbaubaren 
Grundstücksflächen als auch das Maß der baulichen Nutzung bleiben unverändert. Es 
sind keine nachteiligen Veränderungen gegenüber der Ausgangssituation zu erwarten. 
Somit sind Auswirkungen auf planungsrelevante Arten und Konflikte mit dem 
Artenschutzrecht gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht zu erwarten. 

 

9.4 Immissionsschutz 

Hinsichtlich des Immissionsschutzes sind keine Probleme zu erwarten. Der Betrieb 
besteht bereits an diesem Standort und die Verkehrsanbindung ist leistungsfähig. Wie 
auch die Verträglichkeitsuntersuchung darlegt, dient eine Erweiterung zur Sicherung 
der Marktgängigkeit vor allem der Verbesserung der inneren Logistik des Betriebes 
und der verbesserten Warenpräsentation, so dass die Erhöhung der Verkaufsfläche 
nicht proportional zu einem erhöhten Kundenaufkommen führt. 

Sollte es zu einer marginalen Erhöhung des Kundenaufkommens und der damit 
verbundenen Pkw-Verkehre kommen, resultieren hieraus keine gebietsuntypischen 
und damit unzumutbaren Immissionsbelastungen. 

 

9.5 Seveso-III Richtlinie 

Der Planbereich liegt nicht innerhalb des Achtungsabstandes eines Störfall-
Betriebsbereiches. Die Berücksichtigung des sich aus Art. 13 der Seveso-lII-Richtlinie 
ergebenden Abstandsgebots ist deshalb nicht erforderlich. 

 

10 Untersuchungen 
Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang Briloner 
Straße“ wurden folgende Untersuchungen erarbeitet: 
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 Stadt + Handel Beckmann und Föhrer Stadtplaner PartGmbB: 
Verträglichkeitsanalyse für die geplante Erweiterung eines Netto-Marktes in 
Meschede, Briloner Straße. Dortmund, 21.04.2017. 

 Kuhlmann & Stucht GbR: Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c UVPG zum 
Bebauungsplan Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“, Meschede. Bochum, 
25.04.2017 

 

 

 

Meschede, 28.09.2017 

 

Kreis- und Hochschulstadt Meschede 
Fachbereich Planung und Bauordnung 
Im Auftrage 

 

Klaus Wahle 
Fachbereichsleiter 
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 UVP-Vorprüfung Seite 2 
 Aufstellung des Bebauungsplans „Ortseingang Briloner Straße“ 

 

Stand: 25.04.2017 12:17:00 

1. Anlass und Aufgabenstellung 

Die GRE Hend S.ar.l, Munsbach, Luxembourg plant die Erweiterung des Netto-Marktes an der 

Briloner Straße in der Kreis- und Hochschulstadt Meschede. Die rechtlichen Voraussetzungen 

sollen durch die Änderung des bestehenden Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang Briloner 

Straße“ geschaffen werden. 

Um für das Bauleitplanverfahren zu dokumentieren, dass keine umwelterheblichen Wirkungen 

mit dem Vorhaben verbunden sind, soll eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchgeführt 

werden. Die Vorprüfung des Einzelfalls dokumentiert, ob mit der Aufstellung des Bebauungspla-

nes erhebliche Umweltauswirkungen verbunden sind, die eine Umweltprüfung erforderlich ma-

chen. 

2. Anforderungen des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keit (UVPG) 

UVPG § 3c „UVP-Pflicht im Einzelfall“: 

Sofern in der Anlage 1 für ein Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen 

ist, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschät-

zung der zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in 

der Anlage 2 aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 

die nach § 12 zu berücksichtigen wären. Sofern für ein Vorhaben mit geringer Größe oder Leis-

tung eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen ist, gilt Gleiches, wenn trotz 

der geringen Größe oder Leistung des Vorhabens nur aufgrund besonderer örtlicher Gegeben-

heiten gemäß den in der Anlage 2 Nr. 2 aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Bei den Vorprüfungen ist zu berücksichtigen, inwieweit 

Umweltauswirkungen durch die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Vermeidungs- und 

Verminderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen werden. Bei der allgemeinen Vorprü-

fung ist auch zu berücksichtigen, inwieweit Prüfwerte für Größe oder Leistung, die die Vorprü-

fung eröffnen, überschritten werden. Für das erstmalige Erreichen oder Überschreiten und je-

des weitere Überschreiten der Prüfwerte für Größe oder Leistung gilt § 3b Abs. 2 Satz 1 und 2 

und Abs. 3 entsprechend. Die Durchführung und das Ergebnis der Vorprüfung sind zu doku-

mentieren. 



 
 UVP-Vorprüfung Seite 3 
 Aufstellung des Bebauungsplans „Ortseingang Briloner Straße“ 

 

Stand: 25.04.2017 12:17:00 

3. Vorprüfung des Einzelfalls 

Anhand der nachfolgenden Checkliste wird geprüft, ob die Voraussetzungen für die Anwendung 

des Verfahrens nach § 13a BauGB für den Bebauungsplan Nr. 139 „Ortseingang Briloner Stra-

ße“ hinsichtlich der Umweltaspekte erfüllt sind.  

1 Handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung? 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt im Siedlungsbereich ja 

 Der Bebauungsplan knüpft an die Planungsleitlinien in § 1 Abs.6 Nr. 4 BauGB an 
(,Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 
Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche) 

ja 

 Der Bebauungsplan wird für Maßnahmen der Innenentwicklung aufgestellt ja 

 

2 Liegt die zulässige Grundfläche innerhalb der zulässigen Grenzen? 

 Fallgruppe 1: Die zulässige Grundfläche beträgt weniger als 2 Hektar ja 

 Fallgruppe 2: Die zulässige Grundfläche beträgt 2 bis unter 7 Hektar nein 

 

3 Ist eine UVP-Pflicht ausgeschlossen? 

 Das beschleunigte Bebauungsplanverfahren gilt ausschließlich für diejenigen Vorhaben, 
für die keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§ 13a 
BauGB Abs. 1 Satz 3) 

 

 Auswertung: 

Gemäß Anlage 1 zu § 3 Absatz 1 Satz 1 UVPG Ziffer 18.8 i.V. mit Ziffer 18.6.2 ist für die 
Planung von Einkaufszentren und großflächige Einzelhandelsbetriebe grundsätzlich fest-
zustellen, ob es sich um ein UVP-pflichtiges Vorhaben handelt. 

 

 18. 8: Bau eines Vorhabens der in den Nummern 18.1 bis 18.7 genannten Art, soweit der 
jeweilige Prüfwert für die Vorprüfung erreicht oder überschritten wird und für den in sonsti-
gen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert oder ergänzt wird. Der Prüfwert 
wird unterschritten. Trotzdem soll eine Vorprüfung des Einzelfalls erfolgen. 

A = Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

A 

 Entscheidung: 

Für das Bebauungsplanverfahren Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“, kann eine UVP-
Pflicht im Sinne des UVPG ausgeschlossen werden. Es ist eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls nach dem UVPG durchzuführen. 

 

 

4 Bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH- und Vogelschutzgebie-
ten? 

 Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass Flora-Fauna–Habitat und Vogelschutzgebie-
te beeinträchtigt werden. 

ja 

 

5 Sind nach überschlägiger Prüfung keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten? 

 Die Vorprüfung des Einzelfalls ergibt, dass die Umsetzung des Bebauungsplans keine 
erheblichen und nachhaltigen Umweltauswirkungen verursachen wird. 

ja 
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4. Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 

Nr. Kriterien 
Anlage 2 BauGB zu §13 a 

Erläuterung Erheb-
lich 

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere im Bezug auf 

1.1 ...das Ausmaß, in dem 
der Bebauungsplan ei-
nen Rahmen im Sinne 
des § 14b Abs. 3 des 
Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprü-
fung setzt 

Größe 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 
1,29 ha und ist derzeit im Westen bereits überwiegend und 
großflächig versiegelt. Der Osten, in dem gewerbliche Nut-
zung zulässig ist, wird von einem jungen Fichtenbestand 
eingenommen. Im Norden stockt außerhalb des Geltungs-
bereichs eine Baumreihe. 

Art und Maß der geplanten baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird entsprechend der Ziel-
setzung des Bebauungsplans wie bisher als „Sonstiges 
Sondergebiet“ für den Einzelhandel Lebensmittel und als 
Gewerbegebiet festgesetzt. Dies ermöglicht es, den be-
stehenden Einzelhandelsbetrieb auszubauen. 

Das bestehende Gebäude mit Einzelhandelsfläche soll in 
südlicher Richtung auf die Fläche des Parkplatzes erwei-
tert werden. 

Die Änderung des Bebauungsplanes verfolgt damit das 
Ziel den bestehenden Markt optisch aufzuwerten und über-
sichtlicher zu gestallten. Dies soll durch breitere Gänge, 
reduzierte Regalhöhen und die Möglichkeit eine Imbissflä-
che im Bereich der Bäckerei/Fleischer einzurichten erreicht 
werden. Hierfür soll die Verkaufsfläche von heute 950 m² 
auf 1.200 m² vergrößert werden.  

Anhand der örtlichen Gegebenheiten in der Umgebung 
und der bestehenden Versiegelung im „Sonstigen Sonder-
gebiet“ wird die Grundflächenzahl (GRZ) wie bisher von 
0,6 festgesetzt. 

Die Grundflächenzahl im Gewerbegebiet beträgt wie bis-
her 0,8. 

Das Ausschöpfen der Obergrenze hinsichtlich der Grund-
flächenzahl entspricht dem Gebot des § 1a BauGB zum 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden. Eine effektive 
Ausnutzung des Baugrundstücks vermeidet die Inan-
spruchnahme von Flächen an anderer Stelle.  

nein 
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Nr. Kriterien 
Anlage 2 BauGB zu §13 a 

Erläuterung Erheb-
lich 

1.2 ,das Ausmaß, in dem 
der Bebauungsplan an-
dere Pläne und Pro-
gramme beeinflusst  

Regionalplan / Flächennutzungsplan 

Der Regionalplan stellt für das Plangebiet ASB dar. Der 
Flächennutzungsplan stellt das Plangebietes als Mischge-
biet im Westen und als Industriegebiet im Norden und Os-
ten dar. Im Zuge des 44. FNP-Änderungsverfahrens sollen 
im Westen „Sonstiges Sondergebiet“ und im Norden und 
Osten „Gewerbegebiet“ dargestellt werden. 

Bestehender Bebauungsplan 

Der bestehende Bebauungsplan setzt für das Plangebiet 
im Westen „Sonstiges Sondergebiet“ mit einer Grundflä-
chenzahl (GRZ) von 0,6 und im Osten „Gewerbegebiet“ 
mit einer Grundflächenzahl von 0,8 fest. Die verkehrliche 
Erschließung erfolgt über die Briloner Straße. 

Zielkonzept 

Zielsetzung der Bebauungsplanaufstellung ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung eines Lebensmittelmarktes, um ein breiteres, 
dem Bedarf angemessenes Warensortiment zu ermögli-
chen. 

nein 

1.3 ....die Bedeutung des 
Bebauungsplans für die 
Einbeziehung umweltbe-
zogener, einschließlich 
gesundheitsbezogener 
Erwägungen, insbeson-
dere im Hinblick auf die 
Förderung der nachhal-
tigen Entwicklung 

Die nachhaltige Entwicklung wird durch Stärkung der be-
stehenden Nutzung gefördert. Eine Flächeninanspruch-
nahme im Außenbereich kann dadurch vermieden werden. 

Erwägungen zu Umwelt, Gesundheit und Nachhaltigkeit 
siehe 1.4 

nein 

1.4 ,die für den Bebau-
ungsplan relevanten 
umweltbezogenen, ein-
schließlich gesundheits-
bezogener Probleme 

Menschen einschließlich der menschlichen Gesund-
heit 

Das Plangebiet liegt im Ortseingangsbereich von Mesche-
de.  

Das Plangebiet ist durch die zulässige Nutzung und das 
Verkehrsaufkommen auf der Briloner Straße (L 743) vor-
belastet. 

Die Umgebung des Plangebietes ist durch Wohnbebauung 
südlich der Briloner Straße und westlich des Plangebietes 
gekennzeichnet. Im Norden schließen die Hönsel-Werke 
an, im Osten eine Lagerfläche der Werke und dann die 
von Gehölzen begleitete Ruhr. 

Durch die verbleibende Festsetzung des „Sonstigen Son-
dergebietes“ und des eingeschränkten „Gewerbegebietes“ 
mit der Zulässigkeit von gewerblicher Nutzung, die das 
Wohnen nicht wesentlich stört, ist keine Unverträglichkeit 
mit den angrenzenden Wohnnutzungen zu befürchten.  

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Die Tier- und Pflanzenwelt im Plangebiet ist geprägt durch 
verbreitete und nicht gefährdete Arten der Siedlungsflä-
chen und einen Fichtenforst. Die biologische Vielfalt ist 
gering ausgeprägt. 

Dem Plangebiet kommt somit keine besondere Bedeutung 
für die Tier- und Pflanzenwelt und die biologische Vielfalt 
zu. 

Für die Kronentraufe der Baumreihe im Norden, außerhalb 
des Geltungsbereichs wird im Geltungsbereich „Erhaltung“ 

nein 
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Nr. Kriterien 
Anlage 2 BauGB zu §13 a 

Erläuterung Erheb-
lich 

für einen Streifen im Norden festgesetzt, so dass der Er-
halt der Baumreihe sichergestellt ist. 

Gebiete des Netzes Natura 2000, Natur- oder Land-
schaftsschutzgebiete sowie Naturdenkmale oder geschütz-
te Landschaftsbestandteile sind im Plangebiet ebenso wie 
in dessen Umfeld nicht vorhanden.  

Boden 

Die Anlagen der ehemaligen Tankstelle einschließlich der 
Mineralöltanks wurden vollständig beseitigt; die entstande-
nen Baugruben wurden ordnungsgemäß verfüllt. Die ge-
samten Abrissarbeiten wurden fachmännisch begleitet. Im 
Boden des ehemaligen Tankstellengeländes befinden sich 
keine umweltgefährdenden Stoffe. Aufgrund der forstwirt-
schaftlichen Nutzung und der Nutzung als Lebensmittel-
markt des übrigen Plangebiets sind Bodenbelastungen an 
diesen Stellen ebenfalls nicht zu erwarten. Die Vergröße-
rung des Marktes führt nicht zu neuer Versiegelung, die 
Flächen sind schon heute versiegelt. 

Wasser 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
Östlich des Plangebietes verläuft in ca. 100 m Entfernung 
die Ruhr. Nordöstlich des Plangebietes zweigt der Müh-
lengraben von der Ruhr ab. Das Plangebiet liegt außerhalb 
des festgesetzten Überschwemmungsbietes der Ruhr.  

Das festgesetzte Wasserschutzgebiet „Meschede - Hein-
richsthal“ der Wassergewinnungsanlage Mengesohl liegt 
ebenfalls außerhalb des Plangebietes. Geplante Wasser-
schutzgebiete sind im Plangebiet ebenfalls nicht vorhan-
den, ebenso keine grundwassergeprägten Bereiche. 

Der Bebauungsplan enthält die Festsetzung, dass das 
anfallende Niederschlagswasser zur versickern bzw. orts-
nah in die Ruhr oder in den Mühlengraben einzuleiten ist. 

Klima / Luft 

Das Plangebiet ist im Westen großflächig bebaut und ver-
siegelt und weist nur wenige Grünflächen auf. Besondere 
Funktionen für den klimatischen oder lufthygienischen 
Ausgleich bestehen nicht. Mit der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes ist keine Verschlechterung der Situation ver-
bunden. Mit der Planänderung sind keine neuen Emissio-
nen verbunden. 

Landschafts- und Ortsbild 

Das Ortsbild im Plangebiet ist durch die Einzelhandelsnut-
zung im Westen und den jungen Fichtenforst im Osten 
geprägt. 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen zur Einbindung 
des Lebensmittelmarktes in das Ortsbild, so bezüglich der 
Dachneigung und zu Werbeanlagen. 

Die Erweiterung des Gebäudes nach Süden ist nicht mit 
negativen Wirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild 
verbunden. 

Kultur- und sonstige Sachgüter 

Das Plangebiet weist keine Objekte des Denkmalschutzes 
auf. Hinweise auf das Vorkommen von Bodendenkmalen 
liegen ebenfalls nicht vor. Sollten während der Bauarbeiten 
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Nr. Kriterien 
Anlage 2 BauGB zu §13 a 

Erläuterung Erheb-
lich 

Funde auftreten, gibt die Begründung zum Bebauungsplan 
Hinweise. 

Wechselwirkungen 

Das Plangebiet ist durch die bestehende intensive Nut-
zung im Bereich des Lebensmittelmarktes und durch in-
tensive forstliche Nutzung im Osten gekennzeichnet. Be-
sondere für den Natur- und Landschaftshaushalt bedeut-
same Wechselbeziehungen bestehen nicht. 

1.5 ,die Bedeutung des 
Bebauungsplans für die 
Durchführung nationaler 
und europäischer Um-
weltvorschriften; 

Die geplante Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 
„Ortseingang Briloner Straße“ hat keinen Einfluss und kei-
ne Bedeutung für die Durchführung nationaler oder euro-
päischer Umweltvorschriften, da lediglich ein bestehender 
rechtkräftiger Bebauungsplan mit bestehender Nutzung für 
den großflächigen Einzelhandel entsprechend den aktuel-
len Anforderungen angepasst wird. 

nein 

2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete, insbe-
sondere in Bezug auf? 

2.1 ,die Wahrscheinlich-
keit, Dauer, Häufigkeit 
und Umkehrbarkeit der 
Auswirkungen; 

Der Bauungsplan dient zeitlich unbefristet der planungs-
rechtlichen Sicherung der weiteren Entwicklung der Be-
standsnutzung sowie der Schaffung von Zulässigkeitsvor-
aussetzungen zukünftiger Nutzungen.  

nein 

2.2 ,den kumulativen und 
grenzüberschreitenden 
Charakter der Auswir-
kungen 

Das Plangebiet ist derzeit im Westen bereits bebaut und 
großflächig versiegelt. Da es sich bei dem Verfahren um 
die Entwicklung von bereits zulässigen Nutzungen handelt 
sind keine relevanten neuen oder zusätzlichen Auswirkun-
gen kumulativer und grenzüberschreitender Art zu erwar-
ten.  

nein 

2.3 ...die Risiken für die Um-
welt, einschließlich der 
menschlichen Gesund-
heit (z. B. bei Unfällen) 

Neue Risiken für die Umwelt und für die menschliche Ge-
sundheit sind bei den geplanten Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht absehbar bzw. erkennbar. 

nein 

2.4 ,den Umfang und die 
räumliche Ausdehnung 
der Auswirkungen 

Die Planänderung lässt keine neuen erheblichen und 
nachhaltigen neuen Auswirkungen erwarten. Erhebliche 
neue Auswirkungen die das Umfeld betreffen könnten, 
entstehen ebenfalls nicht. 

nein 

2.5 ,die Bedeutung und die 
Sensibilität des voraus-
sichtlich betroffenen Ge-
biets auf Grund der be-
sonderen natürlichen 
Merkmale des kulturellen 
Erbes, der Intensität der 
Bodennutzung des Ge-
biets jeweils unter Be-
rücksichtigung der Über-
schreitung von Umwelt-
qualitätsnormen und 
Grenzwerten 

Gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan sind keine 
erheblichen zusätzlichen Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft, das kulturelle Erbe oder die Intensität der Bo-
dennutzung zu erwarten. 

Eine Überschreitung von Umweltqualitätsnormen und 
Grenzwerten ist nicht zu erwarten. Die Bodennutzung wird 
gegenüber der derzeit zulässigen Nutzung nicht erheblich 
und nachhaltig intensiviert. 

nein 

2.6 folgende Gebiete  

2.6.1 ,Natura 2000-Gebiete 
nach § 7 Absatz 1 Nr. 8 
BNatSchG 

nicht betroffen nein 

2.6.2 ...Naturschutzgebiete 
gemäß § 23 BNatSchG, 

nicht betroffen nein 
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Nr. Kriterien 
Anlage 2 BauGB zu §13 a 

Erläuterung Erheb-
lich 

soweit nicht bereits von 
Nummer 2.6.1 erfasst 

2.6.3 ... Nationalparke gemäß 
§ 24 BNatSchG, soweit 
nicht bereits von Num-
mer 2.6.1 erfasst 

nicht betroffen nein 

2.6.4 ...Biosphärenreservate 
und Landschaftsschutz-
gebiete gemäß den §§ 
25 und 26 BNatSchG 

nicht betroffen nein 

2.6.5 ...gesetzlich geschützte 
Biotope gemäß § 30 
BNatSchG 

nicht betroffen nein 

2.6.6 ...Wasserschutzgebiete 
gem. § 51 WHG, Heil-
quellenschutzgebiete 
gemäß § 53 Absatz 4 
WHG sowie  
Überschwemmungs-
gebiete gem. § 76 WHG 

nicht betroffen nein 

2.6.7 ...Gebiete, in denen die 
in den Gemeinschafts-
vorschriften festgelegten 
Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten 
sind 

nicht betroffen nein 

2.6.8 ...Gebiete mit hoher Be-
völkerungsdichte, insbe-
sondere zentrale Orte im 
Sinne des § 2 Abs. 2 
ROG 

nicht betroffen nein 

2.6.9 ...in amtlichen Listen oder 
Karten verzeichnete 
Denkmäler, Denkmalen-
sembles, Bodendenkmä-
ler oder Gebiete, die von 
der durch die Länder 
bestimmten Denkmal-
schutzbehörde als ar-
chäologisch bedeutende 
Landschaften eingestuft 
worden sind. 

nicht betroffen nein 
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5. Zusammenfassung 

Aufgrund der Vorhabens- und Standortmerkmale des Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang 

Briloner Straße“ sind durch die vorgesehene Änderung nach dem derzeitigen Kenntnisstand 

keine erheblichen Auswirkungen im Sinne des UVPG auf die Nutzungen, Qualitäten und die 

Schutzgüter am Standort und im Einwirkungsbereich zu erwarten. Schutzgebiete und -

ausweisungen sind nicht betroffen. Neue Eingriffe in Natur und Landschaft entstehen nicht, 

diese haben bereits stattgefunden und sind zulässig. 

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c UVPG kommt zu dem Ergebnis, dass die 

geplante Änderung des Bebauungsplans Nr. 139 „Ortseingang Briloner Straße“ voraussichtlich 

keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung 

zu berücksichtigen wären. Die Erstellung eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB ist nicht 

erforderlich. 

Das Ergebnis der Einzelfallprüfung wird mit den Behörden und Trägern öffentlicher Belange 

abgestimmt. 
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